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T e x t e

§ 3a VwVfG Elektronische Kommunikation

(1) Die Übermittlung elektronischer Dokumente ist zulässig, soweit der Empfänger hierfür
einen Zugang eröffnet.

(2) 1Eine durch Rechtsvorschrift angeordnete Schriftform kann, soweit nicht durch Rechts-
vorschrift etwas anderes bestimmt ist, durch die elektronische Form ersetzt werden. 2In die-
sem Fall ist das elektronische Dokument mit einer qualifizierten elektronischen Signatur nach
dem Signaturgesetz zu versehen. 3Die Signierung mit einem Pseudonym, das die Identifizie-
rung der Person des Signaturschlüsselinhabers nicht ermöglicht, ist nicht zulässig.

(3) 1Ist ein der Behörde übermitteltes elektronisches Dokument für sie zur Bearbeitung
nicht geeignet, teilt sie dies dem Absender unter Angabe der für sie geltenden technischen
Rahmenbedingungen unverzüglich mit. 2Macht ein Empfänger geltend, er könne das von der
Behörde übermittelte elektronische Dokument nicht bearbeiten, hat sie es ihm erneut in einem
geeigneten elektronischen Format oder als Schriftstück zu übermitteln.

*   *   *

§ 35 VwVfG Begriff des Verwaltungsaktes

1Verwaltungsakt ist jede Verfügung, Entscheidung oder andere hoheitliche Maßnahme, die
eine Behörde zur Regelung eines Einzelfalls auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts trifft und
die auf unmittelbare Rechtswirkung nach außen gerichtet ist. 2Allgemeinverfügung ist ein Ver-
waltungsakt, der sich an einen nach allgemeinen Merkmalen bestimmten oder bestimmbaren
Personenkreis richtet oder die öffentlich-rechtliche Eigenschaft einer Sache oder ihre Benutzung
durch die Allgemeinheit betrifft.

*   *   *

§ 36 VwVfG Nebenbestimmungen zum Verwaltungsakt

(1) Ein Verwaltungsakt, auf den ein Anspruch besteht, darf mit einer Nebenbestimmung
nur versehen werden, wenn sie durch Rechtsvorschrift zugelassen ist oder wenn sie sicher-
stellen soll, dass die gesetzlichen Voraussetzungen des Verwaltungsaktes erfüllt werden.

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 darf ein Verwaltungsakt nach pflichtgemäßem Ermessen
erlassen werden mit
1. einer Bestimmung, nach der eine Vergünstigung oder Belastung zu einem bestimmten

Zeitpunkt beginnt, endet oder für einen bestimmten Zeitraum gilt (Befristung);
2. einer Bestimmung, nach der der Eintritt oder der Wegfall einer Vergünstigung oder einer

Belastung von dem ungewissen Eintritt eines zukünftigen Ereignisses abhängt (Bedin-
gung);

3. einem Vorbehalt des Widerrufs
oder verbunden werden mit
4. einer Bestimmung, durch die dem Begünstigten ein Tun, Dulden oder Unterlassen vorge-

schrieben wird (Auflage);
5. einem Vorbehalt der nachträglichen Aufnahme, Änderung oder Ergänzung einer Auflage.
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(3) Eine Nebenbestimmung darf dem Zweck des Verwaltungsaktes nicht zuwiderlaufen.

*   *   *

§ 37 VwVfG Bestimmtheit und Form des Verwaltungsaktes

(1) Ein Verwaltungsakt muss inhaltlich hinreichend bestimmt sein.

(2) 1Ein Verwaltungsakt kann schriftlich, elektronisch, mündlich oder in anderer Weise
erlassen werden. Ein mündlicher Verwaltungsakt ist schriftlich oder elektronisch zu bestäti-
gen, wenn hieran ein berechtigtes Interesse besteht und der Betroffene dies unverzüglich ver-
langt. 2Ein elektronischer Verwaltungsakt ist unter denselben Voraussetzungen schriftlich zu
bestätigen; § 3a Abs. 2 findet insoweit keine Anwendung.

(3) 1Ein schriftlicher oder elektronischer Verwaltungsakt muss die erlassende Behörde er-
kennen lassen und die Unterschrift oder die Namenswiedergabe des Behördenleiters, seines
Vertreters oder seines Beauftragten enthalten. 2Wird für einen Verwaltungsakt, für den durch
Rechtsvorschrift die Schriftform angeordnet ist, die elektronische Form verwendet, muss auch
das der Signatur zugrunde liegende qualifizierte Zertifikat oder ein zugehöriges qualifiziertes
Attributzertifikat die erlassende Behörde erkennen lassen.

(4) Für einen Verwaltungsakt kann für die nach § 3a Abs. 2 erforderliche Signatur durch
Rechtsvorschrift die dauerhafte Überprüfbarkeit vorgeschrieben werden.

(5) 1Bei einem schriftlichen Verwaltungsakt, der mit Hilfe automatischer Einrichtungen
erlassen wird, können abweichend von Absatz 3 Unterschrift und Namenswiedergabe fehlen.
2Zur Inhaltsangabe können Schlüsselzeichen verwendet werden, wenn derjenige, für den der
Verwaltungsakt bestimmt ist oder der von ihm betroffen wird, auf Grund der dazu gegebenen
Erläuterungen den Inhalt des Verwaltungsaktes eindeutig erkennen kann.

*   *   *

§ 41 VwVfG Bekanntgabe des Verwaltungsaktes

(1) 1Ein Verwaltungsakt ist demjenigen Beteiligten bekanntzugeben, für den er bestimmt
ist oder der von ihm betroffen wird. 2Ist ein Bevollmächtigter bestellt, so kann die Bekanntga-
be ihm gegenüber vorgenommen werden.

(2) 1Ein schriftlicher Verwaltungsakt gilt bei der Übermittlung durch die Post im Inland am
dritten Tage nach der Aufgabe zur Post, ein Verwaltungsakt, der elektronisch übermittelt
wird, am dritten Tage nach der Absendung als bekanntgegeben. 2Dies gilt nicht, wenn der
Verwaltungsakt nicht oder zu einem späteren Zeitpunkt zugegangen ist; im Zweifel hat die
Behörde den Zugang des Verwaltungsaktes und den Zeitpunkt des Zugangs nachzuweisen.

(3) 1Ein Verwaltungsakt darf öffentlich bekanntgegeben werden, wenn dies durch Rechts-
vorschrift zugelassen ist. 2Eine Allgemeinverfügung darf auch dann öffentlich bekanntgege-
ben werden, wenn eine Bekanntgabe an die Beteiligten untunlich ist.

(4) 1Die öffentliche Bekanntgabe eines schriftlichen oder elektronischen Verwaltungsaktes
wird dadurch bewirkt, daß sein verfügender Teil ortsüblich bekanntgemacht wird. 2In der
ortsüblichen Bekanntmachung ist anzugeben, wo der Verwaltungsakt und seine Begründung
eingesehen werden können. 3Der Verwaltungsakt gilt zwei Wochen nach der ortsüblichen
Bekanntmachung als bekanntgegeben. 4In einer Allgemeinverfügung kann ein hiervon abwei-
chender Tag, jedoch frühestens der auf die Bekanntmachung folgende Tag bestimmt werden.
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(5) Vorschriften über die Bekanntgabe eines Verwaltungsaktes mittels Zustellung bleiben
unberührt.

*   *   *

§ 48 VwVfG Rücknahme eines rechtswidrigen Verwaltungsaktes

(1) 1Ein rechtswidriger Verwaltungsakt kann, auch nachdem er unanfechtbar geworden ist,
ganz oder teilweise mit Wirkung für die Zukunft oder für die Vergangenheit zurückgenom-
men werden. 2Ein Verwaltungsakt, der ein Recht oder einen rechtlich er-heblichen Vorteil
begründet oder bestätigt hat (begünstigender Verwaltungsakt), darf nur unter den Einschrän-
kungen der Absätze 2 bis 4 zurückgenommen werden.

(2) 1Ein rechtswidriger Verwaltungsakt, der eine einmalige oder laufende Geldleistung o-
der teilbare Sachleistung gewährt oder hierfür Voraussetzung ist, darf nicht zurückgenommen
werden, soweit der Begünstigte auf den Bestand des Verwaltungsaktes vertraut hat und sein
Vertrauen unter Abwägung mit dem öffentlichen Interesse an einer Rücknahme schutzwürdig
ist. 2Das Vertrauen ist in der Regel schutzwürdig, wenn der Begünstigte gewährte Leistungen
verbraucht oder eine Vermögensdisposition getroffen hat, die er nicht mehr oder nur unter
unzumutbaren Nachteilen rückgängig machen kann. 3Auf Vertrauen kann sich der Begüns-
tigte nicht berufen, wenn er
1. den Verwaltungsakt durch arglistige Täuschung, Drohung oder Bestechung erwirkt hat;
2. den Verwaltungsakt durch Angaben erwirkt hat, die in wesentlicher Beziehung unrichtig

oder unvollständig waren;
3. die Rechtswidrigkeit des Verwaltungsaktes kannte oder infolge grober Fahrlässigkeit nicht

kannte.
4In den Fällen des Satzes 3 wird der Verwaltungsakt in der Regel mit Wirkung für die Ver-
gangenheit zurückgenommen.

(3) 1Wird ein rechtswidriger Verwaltungsakt, der nicht unter Absatz 2 fällt, zurückgenom-
men, so hat die Behörde dem Betroffenen auf Antrag den Vermögensnachteil auszugleichen,
den dieser dadurch erleidet, dass er auf den Bestand des Verwaltungsaktes vertraut hat, soweit
sein Vertrauen unter Abwägung mit dem öffentlichen Interesse schutzwürdig ist. 2Absatz 2
Satz 3 ist anzuwenden. 3Der Vermögensnachteil ist jedoch nicht über den Betrag des Interes-
ses hinaus zu ersetzen, das der Betroffene an dem Bestand des Verwaltungsaktes hat. 4Der
auszugleichende Vermögensnachteil wird durch die Behörde festgesetzt. 5Der Anspruch kann
nur innerhalb eines Jahres geltend gemacht werden; die Frist beginnt, sobald die Behörde den
Betroffenen auf sie hingewiesen hat.

(4) 1Erhält die Behörde von Tatsachen Kenntnis, welche die Rücknahme eines rechtswid-
rigen Verwaltungsaktes rechtfertigen, so ist die Rücknahme nur innerhalb eines Jahres seit
dem Zeitpunkt der Kenntnisnahme zulässig. 2Dies gilt nicht im Falle des Absatzes 2 Satz 3
Nr. 1.

(5) Über die Rücknahme entscheidet nach Unanfechtbarkeit des Verwaltungsaktes die nach
§ 3 zuständige Behörde; dies gilt auch dann, wenn der zurückzunehmende Verwaltungsakt
von einer anderen Behörde erlassen worden ist.

*   *   *

§ 49 VwVfG Widerruf eines rechtmäßigen Verwaltungsaktes
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(1) Ein rechtmäßiger nicht begünstigender Verwaltungsakt kann, auch nachdem er unan-
fechtbar geworden ist, ganz oder teilweise mit Wirkung für die Zukunft widerrufen werden,
außer wenn ein Verwaltungsakt gleichen Inhalts erneut erlassen werden müsste oder aus an-
deren Gründen ein Widerruf unzulässig ist.

(2) 1Ein rechtmäßiger begünstigender Verwaltungsakt darf, auch nachdem er unanfechtbar
geworden ist, ganz oder teilweise mit Wirkung für die Zukunft nur widerrufen werden,
1. wenn der Widerruf durch Rechtsvorschrift zugelassen oder im Verwaltungsakt vorbehal-

ten ist;
2. wenn mit dem Verwaltungsakt eine Auflage verbunden ist und der Begünstigte diese nicht

oder nicht innerhalb einer ihm gesetzten Frist erfüllt hat;
3. wenn die Behörde auf Grund nachträglich eingetretener Tatsachen berechtigt wäre, den

Verwaltungsakt nicht zu erlassen, und wenn ohne den Widerruf das öffentliche Interesse
gefährdet würde;

4. wenn die Behörde auf Grund einer geänderten Rechtsvorschrift berechtigt wäre, den Ver-
waltungsakt nicht zu erlassen, soweit der Begünstigte von der Vergünstigung noch keinen
Gebrauch gemacht oder auf Grund des Verwaltungsaktes noch keine Leistungen empfan-
gen hat, und wenn ohne den Widerruf das öffentliche Interesse gefährdet würde;

5. um schwere Nachteile für das Gemeinwohl zu verhüten oder zu beseitigen.
2§ 48 Abs. 4 gilt entsprechend.

(3) 1Ein rechtmäßiger Verwaltungsakt, der eine einmalige oder laufende Geldleistung oder
teilbare Sachleistung zur Erfüllung eines bestimmten Zweckes gewährt oder hierfür Voraus-
setzung ist, kann, auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, ganz oder teilweise auch mit
Wirkung für die Vergangenheit widerrufen werden,
1. wenn die Leistung nicht, nicht alsbald nach der Erbringung oder nicht mehr für den in

dem Verwaltungsakt bestimmten Zweck verwendet wird;
2. wenn mit dem Verwaltungsakt eine Auflage verbunden ist und der Begünstigte diese nicht

oder nicht innerhalb einer ihm gesetzten Frist erfüllt hat.
2§ 48 Abs. 4 gilt entsprechend.

(4) Der widerrufene Verwaltungsakt wird mit dem Wirksamwerden des Widerrufs unwirk-
sam, wenn die Behörde keinen anderen Zeitpunkt bestimmt.

(5) Über den Widerruf entscheidet nach Unanfechtbarkeit des Verwaltungsaktes die nach
§ 3 zuständige Behörde; dies gilt auch dann, wenn der zu widerrufende Verwaltungsakt von
einer anderen Behörde erlassen worden ist.

(6) 1Wird ein begünstigender Verwaltungsakt in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 3 bis 5 wi-
derrufen, so hat die Behörde den Betroffenen auf Antrag für den Vermögensnachteil zu ent-
schädigen, den dieser dadurch erleidet, dass er auf den Bestand des Verwaltungsaktes vertraut
hat, soweit sein Vertrauen schutzwürdig ist. 2§ 48 Abs. 3 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend. 3Für
Streitigkeiten über die Entschädigung ist der ordentliche Rechtsweg gegeben.

*   *   *

§ 80 VwGO

(1) 1Widerspruch und Anfechtungsklage haben aufschiebende Wirkung. 2Das gilt auch bei
rechtsgestaltenden und feststellenden Verwaltungsakten sowie bei Verwaltungsakten mit
Doppelwirkung (§ 80a).

(2) 1Die aufschiebende Wirkung entfällt nur
1. bei der Anforderung von öffentlichen Abgaben und Kosten,
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2. bei unaufschiebbaren Anordnungen und Maßnahmen von Polizeivollzugsbeamten,
3. in anderen durch Bundesgesetz oder für Landesrecht durch Landesgesetz vorgeschriebe-

nen Fällen, insbesondere für Widersprüche und Klagen Dritter gegen Verwaltungsakte,
die Investitionen oder die Schaffung von Arbeitsplätzen betreffen,

4. in den Fällen, in denen die sofortige Vollziehung im öffentlichen Interesse oder im über-
wiegenden Interesse eines Beteiligten von der Behörde, die den Verwaltungsakt erlassen
oder über den Widerspruch zu entscheiden hat, besonders angeordnet wird.

2Die Länder können auch bestimmen, daß Rechtsbehelfe keine aufschiebende Wirkung haben,
soweit sie sich gegen Maßnahmen richten, die in der Verwaltungsvollstreckung durch die
Länder nach Bundesrecht getroffen werden.

(3) 1In den Fällen des Absatzes 2 Nr. 4 ist das besondere Interesse an der sofortigen Voll-
ziehung des Verwaltungsaktes schriftlich zu begründen. 2Einer besonderen Begründung be-
darf es nicht, wenn die Behörde bei Gefahr im Verzug, insbesondere bei drohenden Nachtei-
len für Leben, Gesundheit oder Eigentum vorsorglich eine als solche bezeichnete Notstands-
maßnahme im öffentlichen Interesse trifft.

(4) 1Die Behörde, die den Verwaltungsakt erlassen oder über den Widerspruch zu ent-
scheiden hat, kann in den Fällen des Absatzes 2 die Vollziehung aussetzen, soweit nicht bun-
desgesetzlich etwas anderes bestimmt ist. 2Bei der Anforderung von öffentlichen Abgaben
und Kosten kann sie die Vollziehung auch gegen Sicherheit aussetzen. 3Die Aussetzung soll
bei öffentlichen Abgaben und Kosten erfolgen, wenn ernstliche Zweifel an der Rechtmäßig-
keit des angegriffenen Verwaltungsaktes bestehen oder wenn die Vollziehung für den Abga-
ben- oder Kostenpflichtigen eine unbillige, nicht durch überwiegende öffentliche Interessen
gebotene Härte zur Folge hätte.

(5) 1Auf Antrag kann das Gericht der Hauptsache die aufschiebende Wirkung in den Fällen
des Absatzes 2 Nr. 1 bis 3 ganz oder teilweise anordnen, im Falle des Absatzes 2 Nr. 4 ganz
oder teilweise wiederherstellen. 2Der Antrag ist schon vor Erhebung der Anfechtungsklage
zulässig. 3Ist der Verwaltungsakt im Zeitpunkt der Entscheidung schon vollzogen, so kann das
Gericht die Aufhebung der Vollziehung anordnen. 4Die Wiederherstellung der aufschieben-
den Wirkung kann von der Leistung einer Sicherheit oder von anderen Auflagen abhängig
gemacht werden. 5Sie kann auch befristet werden.

(6) 1In den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1 ist der Antrag nach Absatz 5 nur zulässig, wenn die
Behörde einen Antrag auf Aussetzung der Vollziehung ganz oder zum Teil abgelehnt hat.
2Das gilt nicht, wenn
1. die Behörde über den Antrag ohne Mitteilung eines zureichenden Grundes in angemesse-

ner Frist sachlich nicht entschieden hat oder
2. eine Vollstreckung droht.

(7) 1Das Gericht der Hauptsache kann Beschlüsse über Anträge nach Absatz 5 jederzeit
ändern oder aufheben. 2Jeder Beteiligte kann die Änderung oder Aufhebung wegen veränder-
ter oder im ursprünglichen Verfahren ohne Verschulden nicht geltend gemachter Umstände
beantragen.

(8) In dringenden Fällen kann der Vorsitzende entscheiden.

*   *   *

§ 80a VwGO

(1) Legt ein Dritter einen Rechtsbehelf gegen den an einen anderen gerichteten, diesen be-
günstigenden Verwaltungsakt ein, kann die Behörde
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1. auf Antrag des Begünstigten nach § 80 Abs. 2 Nr. 4 die sofortige Vollziehung anordnen,
2. auf Antrag des Dritten nach § 80 Abs. 4 die Vollziehung aussetzen und einstweilige Maß-

nahmen zur Sicherung der Rechte des Dritten treffen.

(2) Legt ein Betroffener gegen einen an ihn gerichteten belastenden Verwaltungsakt, der
einen Dritten begünstigt, einen Rechtsbehelf ein, kann die Behörde auf Antrag des Dritten
nach § 80 Abs. 2 Nr. 4 die sofortige Vollziehung anordnen.

(3) 1Das Gericht kann auf Antrag Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 ändern oder
aufheben oder solche Maßnahmen treffen. 2§ 80 Abs. 5 bis 8 gilt entsprechend.

*   *   *

§ 123 VwGO

(1) 1Auf Antrag kann das Gericht, auch schon vor Klageerhebung, eine einstweilige An-
ordnung in bezug auf den Streitgegenstand treffen, wenn die Gefahr besteht, daß durch eine
Veränderung des bestehenden Zustandes die Verwirklichung eines Rechts des Antragstellers
vereitelt oder wesentlich erschwert werden könnte. 2Einstweilige Anordnungen sind auch zur
Regelung eines vorläufigen Zustandes in bezug auf ein streitiges Rechtsverhältnis zulässig,
wenn diese Regelung, vor allem bei dauernden Rechtsverhältnissen, um wesentliche
Nachteile abzuwenden oder drohende Gewalt zu verhindern oder aus anderen Gründen nötig
erscheint.

(2) 1Für den Erlaß einstweiliger Anordnungen ist das Gericht der Hauptsache zuständig.
2Dies ist das Gericht des ersten Rechtszugs und, wenn die Hauptsache im Berufungsverfahren
anhängig ist, das Berufungsgericht. 3§ 80 Abs. 8 ist entsprechend anzuwenden.

(3) Für den Erlaß einstweiliger Anordnungen gelten §§ 920, 921, 923, 926, 928 bis 932,
938, 939, 941 und 945 der Zivilprozeßordnung entsprechend.

(4) Das Gericht entscheidet durch Beschluß.

(5) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 3 gelten nicht für die Fälle der §§ 80 und 80a.

*   *   *

Art. 3 GG

(1) Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich.

(2) 1Männer und Frauen sind gleichberechtigt. 2Der Staat fördert die tatsächliche Durchset-
zung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern und wirkt auf die Beseitigung beste-
hender Nachteile hin.

(3) 1Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner
Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder politischen An-
schauungen benachteiligt oder bevorzugt werden. 2Niemand darf wegen seiner Behinderung
benachteiligt werden.

*   *   *


